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15. 07. 86 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Tatge, Bueb und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Ökologische und soziaie Foigekosten der industriegeseiischaft 
in der Bundesrepubiik Deutschiand (iV) 


hier: Foigekosten einzeiner Wirtschaftsbereiche 


Ursächlich für die gesellschafthchen Folgekosten ist nicht ökono- 
misches Wachstum schlechthin, sondern sind spezifische Produk- 
tionszweige imd Infrastrukturbereiche; 

— die mit hohen Risikopotentialen verbimdenen Produkte imd 
Produktionsverfahren der chemischen Industrie, 

— die auf einer Dmchchemisierung beruhende landwirtschaft- 
liche Produktion, 

— ein auf der Privatisierung von Verkehrsträgern beruhendes 
Verkehrswesen, 

— eine durch Absatzmaximierung und den Einsatz von Risiko- 
technologien charakterisierte Energieversorgung, 

— eine mit ökologischen und gesundheitlichen Folgeproblemen 
verbundene Emährungsindustrie. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Chemische Industrie 

1.1 Rohstoffverbrauch der chemischen Industrie 

1 . 1.1 

Im Jahre 1980 betrug der Anteil der Chemieindustrie an der 
Nettowertschöpfimg der gesamten Industrie 10 % , während ihr 
Anteil am Energieverbrauch 33,4 % betrug. 

Wie beurteilt die Bimdesregierung die hohe Energieintensität der 
chemischen Industrie im Hinblick auf eine Politik der Energieein- 
spcuxmg? 
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1 . 1.2 

Sieht die Bundesregierung es als ihre Aufgabe an, die chemische 
Industrie zur Entwicklung energiesparender Produktionsver- 
fahren zu veranlassen? 

Wenn nein, warum nicht? 

Wenn ja, wie? 

1.1.3 

Der Wasserverbrauch der chemischen Industrie nimmt sowohl 
absolut als auch anteilmäßig am Gesamtverbrauch des Bergbaus 
imd des verarbeitenden Gewerbes zu. Die chemische Industrie ist 
nicht nur der größte industrielle Wasserverbraucher, darüber hin- 
aus sind ca. 10 bis 15 % des von der chemischen Industrie ver- 
brauchten Wassers Grund- und Quellwasser. 

a) Wie hoch schätzt die Bundesregierung die zusätzlichen Kosten 
für die öffenthche Wasserversorgung, die sich aus dem Fehlen 
von Brauchwassersystemen in der chemischen Industrie er- 
geben, imd inwieweit werden diese Kosten -> gemäß dem 
Verursacherprinzip - von der chemischen Industrie getragen? 

b) Wie beurteüt die Bimdesregierung den Wert des von der 
chemischen Industrie verbrauchten Grund- und Quellwassers? 


1.2 Schadstoffemissionen der chemischen Industrie 

Als Folge chemischer Stoffumwandlungen werden laufend Ver- 
bindungen in die Umwelt eingeführt, die entweder in der Natur 
nicht Vorkommen oder für das aufnehmende Umweltmedium 
fremd sind und/oder durch natürhche Stoffumwandlung nicht 
wieder in den ökologischen Kreislauf eingefügt werden können. 

1 . 2.1 

Welche für Mensch, Tier und Pflanze gefährhchen Stoffe werden 
von der chemischen Industrie in welchen Mengen jährhch 
emittiert? 

1.2.2 

Wie verteüen sich diese Schadstoffe auf die Umweltmedien Luft, 
Boden/Abfälle, Wasser und auf die Nahrung? 

1.2.3 

Wie beurteüt die Bundesregierung die durch die Emissionen ver- 
ursachten Schädigimgen der menschlichen Gesundheit, der Tier- 
imd Pflanzenwelt, an Gebäuden, Produktions- und Infrastruktur- 
anlagen? 

1.2.4 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 

— geseUschafthchen Folgekosten des Medikaments Contergan 
und 

— die Folgekosten des Einsatzes von Formaldehyd ein? 
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Wie bevirteüt die Bundesregierung die gesellschaftlichen Folge- 
kosten der Dünnsäureverklappung? 

1.3 

Mit der chemischen Produktion imd der Produktion von Chemi- 
kahen ist ein zunehmendes Risiko verbimden. 

1.3.1 

Welche Schätzungen/Statistiken über die volkswirtschafthchen 
jährhchen Kosten von Chemieimfällen hegen der Bimdesregie- 
rung vor? 

1.3.2 

Wie hoch schätzt die Bimdesregierung die Wahrscheinhchkeit 
von Störfällen in der chemischen Industrie ein imd wie bewertet 
sie entsprechend dieses Risiko? 

1.4 Gesundheitliche Folgekosten der chemischen Industrie 

1.4.1 

Kann die Bundesregierrmg bestätigen, daß das Krebsrisiko von 
Chemiearbeitern und Chemikern zwei- bis dreimal so hoch ist wie 
bei der Durchschnittsbevölkerung? 

Welche Kosten werden dadurch im Gesimdheitsbereich verur- 
sacht? 

Welche volkswirtschafthchen Einkommensverluste haben sich 
dadurch ergeben? 

1.4.2 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Anteil der Krebs- 
erkrankungen, der auf Umweltchemikahen zurückgeht? 

Welche Kosten im Gesimdheitswesen und welche volkswirt- 
schafüichen Einkommensverluste sind dadurch entstanden? 

1.4.3 

Wie beurteilt die Bimdesregienuig 

— den Einfluß von Nitraten auf Krebs- und Blausuchterkran- 
kungen, 

— den Einfluß von Dioxin auf Chlorakne, Leber- imd Nieren- 
leiden, Fehlgeburten und Körpermißbildungen, 

— den Einfluß von Phosphaten auf Krebserkrankungen, 

— den Einfluß von Schwermetahen auf Nieren-, Lungen- und 
N ervenkrankheiten 

und die damit verbundenen Ausgaben im Gesundheitswesen? 

1.4.4 

Wie hoch ist die Produktion und der Umsatz der chemischen 
Industrie im Bereich der Chemikahen für die Lagerung und Verar- 
beitung von Lebensmitteln (technische Hilfsstoffe, Begasungsmit- 
tel, Reiiügungsmittel, Zusatzstoffe, etc.)? 
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Welche Folgeprobleme, sowohl im ökologischen (Produktion, 
Abwasser, Luft) wie im gesundheitlichen (Allergien, etc.) Bereich 
Sind bekannt imd welche werden überprüft? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die dadurch entstehenden 
Folgekosten? 

2. Landwirtschaft 

Der Landwirtschaft kommt neben der Nahrungsmittelproduktion 
die zentrale Aufgabe der Landschafts- und Naturpflege zu. 

2.1 

Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß die gegenwärtig 
dominierende großbetriebliche und monokulturelle Produktions- 
weise in der Landwirtschaft zu einer Störung des ökologischen 
Gleichgewichts und danüt zu einer Beeinträchtigung der Boden- 
fruchtbarkeit führt? 

2.2 

Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch diese land- 
wirtschaftliche Produktionsweise der Wasserhaushalt (z. B. durch 
die Absenkung des Grundwasserspiegels) gestört wird und in 
anderen Bereichen hierdurch zusätzliche Ausgaben verursacht 
werden (z. B. der Bau von Talsperren)? 

2.3 

Wie hoch sind die Düngemittelausgaben der Landwirtschaft? 

Liegen der Bundesregierung Studien darüber vor, um wieviel sich 
der Emteertrag der Landwirtschaft verringern würde, wenn der 
Düngemitteleinsatz um 50 % reduziert würde? 

2.4 

Welche Erkenntiüsse liegen der Bundesregierung über die Folge- 
kosten der Pestizid- und Kunstdüngerverwendung imd des Medi- 
kamenteneinsatzes in der Tierhaltung vor? 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über die Folge- 
kosten aufgrund des Konsums chemisierter landwirtschaftlicher 
Produkte vor? 

2.5 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die öffentlichen Ausgaben 
aufgrund der landwirtschaftlichen Überproduktion? 

2.5.1 

Wie hoch sind die Kosten für die Lagerung von Agrarüberschüs- 
sen seit 1980 im Rahmen der EG und wieviel entfallen davon 
anteilig auf die Bundesrepublik Deutschland? 

2.5.2 

Wie hoch sind die Kosten für die Vernichtung von Agrarüber- 
schüssen seit 1980 im Rahmen der EG und wieviel entfallen davon 
anteilig auf die Bundesrepublik Deutschland? 
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2.6 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich im Zeitraum von 
1960 bis 1980 die Zahl der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft 
um 1,5 Millionen verringert hat? 

Wie beurteilt die Bimdesregierung die Kosten und den Nutzen 
eines Strukturwandels aus heutiger Sicht? 


3. Verkehrsbereich 

3.1 Höhe der Verkehrsausgaben 

Die Steigerung der gesellschaftlichen Produktion geht einher mit 
einer Zunahme der Verkehrsleistung, wofür wachsende Anteüe 
des Sozialprodukts in Anspruch genommen werden müssen. 

3.1.1 

Wie hoch waren die gesamten Ausgaben der öffentlichen Haus- 
halte für den Verkehrsbereich (Investitionen, Betriebskosten, 
Zuschüsse) in den Jahren 1980 bis 1982? 

Wie hoch waren die entsprechenden Ausgaben nach 1982? 

3.1.2 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß unter Zugrundelegung 
eines Zinssatzes von 6 % die kalkulatorischen Gesamtkosten des 
Verkehrsweges Straße im Jahre 1981 42 MiUiarden DM betrugen? 

3.2 Unterschiedliche volkswirtschaftliche Kosten der einzelnen 
Verkehrssysteme 

Für die Bewältigimg anfallender Wege und Transporte werden 
natürhche und ökonomische Ressourcen durch die verschiedenen 
Verkehrssysteme in unterschiedhchem Maße verbraucht. 

3.2.1 

a) Kann die Bundesregierung Angaben des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung bestätigen, daß der spezifische End- 
energieverbrauch im Jahr 1983 

— pro Personenkilometer beim individuellen Straßenverkehr 
3,7 mal, bei Luftverkehr 3,5 mal so hoch war wie beim 
Eisenbahnverkehr, 

— pro Tonnenkilometer beim Straßengüterverkehr 7,7 mal so 
hoch war wie beim Eisenbahngüterverkehr? 

b) Wie hoch war der Anteü des Kraftfahrzeugverkehrs am End- 
energieverbrauch 1982 im Vergleich zu 1970? 

c) Um wieviel würde sich der Endenergieverbrauch reduzieren, 
wenn 20 % des Straßenverkehrs (des Personen-, des Güterver- 
kehrs) auf die Schiene verlagert würden, und auf welchen 
Betrag würden sich bei gegebenem Preisniveau die Einsparun- 
gen an Endenergieausgaben belaufen? 
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3.2.2 

Wie hoch sind die Schadstoffemissionen (Kohlenmonoxid, Schwe- 
feldioxid, Stickoxid) pro eine Million Personen-km im Durch- 
schnitt 

— bei der Eisenbahn, 

— beim Straßenverkehr, 

— beim Luftverkehr? 

3.2.3 

In ihrer Antwort auf die Große Anfrage des Abgeordneten Drabi- 
niok imd der Fraktion DIE GRÜNEN zu den gesellschaftlichen 
Folgekosten des Autoverkehrs - Drucksache 10/2348 - teilt die 
Bundesregierung mit, daß ihr Kenntnisse über materielle Verluste 
bei der Land- und Forstwirtschaft als Folgekosten einer erhöhten 
Inanspruchnahme von Fläche für den Verkehrsweg Straße nicht 
vorliegen. 

Hat die Bimdesregierung zwischenzeitlich Studien zu dieser 
Frage in Auftrag gegeben? 

3.2.4 

Liegen der Bundesregierung Schätzungen oder Erfahrungswerte 
über die Wertminderungen von Grundstücken imd Gebäuden 
infolge eines benachbarten Aus- oder Neubaus von Flughäfen 
oder Autobahnen vor? 

3.3 Unfallfolgekosten 

a) Kann die Bimdesregierung bestätigen, daß 1982 im Straßenver- 
kehr 50 mal mehr Menschen getötet und 260 mal mehr Men- 
schen verletzt wurden als beim gesamten Personen- und Güter- 
zugbetrieb der Bimdesbahn? 

b) Welches Verhältnis von Billionen Personen-km zu Unfalltoten 
bzw. -verletzten ergibt sich daraus für 

— die Eisenbahn, 

— beim Straßenverkehr? 

3.3.1 

a) Wie hoch waren 1982 die Unfallfolgekosten (für getötete, für 
verletzte Personen, für Sachschäden) pro Billion Personen-km 

— bei der Eisenbahn, 

— beim Straßenverkehr? 

b) Um wieviel würden sich die jährlichen Unfallfolgekosten ver- 
mindern, wenn 20 % des Straßenverkehrs auf die Schiene ver- 
lagert würden? 


4. Energiewirtschaft 

Der Pro-Kopf-Energieverbrauch ist in der Bundesrepublik 
Deutschland höher als in den vielen anderen Industrieländern. 
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Von der Bundesregierung wird auch in Zukunft keine nennens- 
werte Senkung des Energieverbrauchs pro Kopf erwartet. 

4.1.1 

Sieht die Bundesregierung Mögüchkeiten, über wirksame Ener- 
gieeinspanmgen den Pro-Kopf-Energieverbrauch zu senken? 

Wenn ja, welche? 

Wenn nein, warum nicht? 

4.1.2 

Wie beurteüt die Bimdesregiemng das Interesse der Energiever- 
sorgungsunternehmen an wirksamen Energieeinsparungen bzw. 
an neuen - nichtatomaren und nichtfossüen - Energietechniken 
(Abfallenergie, Wind- und Sonnenenergie, Industrieabwärme)? 

4.1.3 

Die Energieverbraucherpreise sind in der Bundesrepubhk 
Deutschland so gestaltet, daß sie mit zunehmendem Verbrauch 
sinken. 

Wie vereinbart die Bundesregierung diese Preisgestaltung mit 
dem Postulat der Energieeinsparung? 

4.1.4 

Kann die Bundesregierung Untersuchungen bestätigen, nach 
denen 64 % der Primärenergie bei der Umwandlung in Nutzener- 
gie verlustig gehen? 

Wenn nein, wie hoch schätzt die Bundesregierung den Anteü der 
Verluste am Primärenergieverbrauch? 

4.1.5 

Wie hoch sind die mit dieser Verlustenergie verbundenen volks- 
wirtschaftiichen Verluste nach Ansicht der Bundesregierung zu 
veranschlagen? 

4.1.6 

a) Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der Brennstoffver- 
brauch für die gleiche Nutzungswärme bei Elektrospeicher- 
heizungen mehr als doppelt so hoch ist wie bei öl- und Gas- 
sammelheizungen, bei gas- und ölbetriebenen Wärmepumpen 
imd Fernwärme dagegen noch geringer? 

b) Wie beurteüt die Bimdesregierung diesbezügüch das Vordrin- 
gen der Stromwirtschaft auf den Raumwärmemarkt? 

4.1.7 

55 % des jährüch über dem Luftraiun der Bundesrepubhk 
Deutschland verbrauchten Kraftstoffs entfällt auf den nühtäri- 
schen Bereich. 

a) Wie hoch sind die Ausgaben für diesen Kraftstoffverbrauch? 

b) Wie hoch sind die Steuermindereinnahmen aufgrund der 
Mineralölsteuerbefreiimg des mihtärischen Luftverkehrs? 
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4.1.8 

Nach einer Studie der Prognos-AG „Die Entwicklung des Ener- 
gieverbrauchs der Bundesrepublik Deutschland und seine Dek- 
kung bis zum Jahr 2000" kann der Energieverbrauch für Raum- 
wärme bis ziun Jahr 2000 um 20 bis 30 % je m^, nach dem 
„Raumwärmeszenarium 2000" der Projektgruppe „Energie und 
Gesellschaft" der Universität Berlin um 50 % gesenkt werden. 

a) Um wieviel würden sich die jährlichen Energieausgaben für die 
Bimdesrepublik Deutschland in diesen Fällen senken? 

b) Welche Investitionen sind notwendig, um diese Einspanmgen 
zu erzielen? 

Nach einer Studie des Darmstädter Instituts „Wohnen und 
Umwelt" kann der Haushaltsstromverbrauch mittelfristig minde- 
stens um 45 % gesenkt werden. 

a) Um wieviel kann damit der Stromverbrauch insgesamt vermin- 
dert werden? 

b) Wie beurteüt die Bundesregienmg die damit verbundene 
gesamtwirtschaftiiche Kostenersparnis (abzüglich der Kosten 
vorzeitiger Neubeschaffung von Haushaltsgeräten und der 
Investitionskosten) ? 

4.2 Struktur der Energieversorgung 
4.2.1 

Nach den von der Bundesregierung veröffentlichten Projektionen 
soll der Anteü der Kernenergie am gesamten Primärenergiever- 
brauch von 1983 (14,7 %) bis 1990 (32 %) anwachsen. 

a) Kann die Bimdesregierung Berechnungen von Franke imd 
Viefhues bestätigen, nach denen der Kohlestrom selbst bei 
Nichtberücksichtigung der langfristigen Einlagerungskosten 
10 bis 17 Pfennig pro kWh billiger ist als Atomstrom und sich 
demgemäß pro Atomkraftwerk im Durchschnit 13 bis 22 Mü- 
liarden DM an volkswirtschafüichen Verlusten ergeben? 

Wenn ja, wie hoch veranschlagt die Bundesregierung die sich 
daraus ergebende Volkswirts chafüiche Belastung, wenn nein, 
von welchen Kostenverhältnissen für die Erzeugung einer kWh 
geht die Bundesregierung aus? 

b) Ist die Bimdesregierung der Meinung, daß die langfristigen 
Kosten im Nachsorgebereich (die gesamten Kosten der Wieder- 
aufarbeitimg abgebrannter Brennelemente, die Einlagerung 
von radioaktiven Stoffen, KontroU- und polizeiliche Siche- 
rungskosten) bei der Kalkulation des Atomstroms berücksich- 
tigt werden müssen? 

Wenn nein, warum nicht? 

c) Reserven an konventionellen Kraftwerken, die wegen mög- 
licher Störfälle in Atomkraftwerken gehalten werden, werden 
kalkulatorisch der konventionellen Energieversorgung zuge- 
rechnet. 
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Wie beurteilt die Bundesregierung diese Zuordnung? 

Welche Veränderungen der Preisrelation ergäbe sich, wenn 
diese Kosten für die Preiskalkulation des Atomstroms berück- 
sichtigt würden? 

d) Welche Angaben über bisherige und potentielle Unfallkosten 
imd Unfallfolgekosten von Atomkraftwerken liegen der 
Bimdesregierung vor? 

e) Wie bewertet die Bundesregierung die mit der Atomenergie 
verbimdenen Risikopotentiale, wenn das Risiko als Produkt aus 
Schadenshöhe und Unfallwahrscheinlichkeit kalkuliert wird? 

f) Folgekosten des Reaktorunfalls in Tschernobyl 

1. Wie hoch beziffert die Bundesregierung die durch den Reak- 
torunfall in Tschernobyl entstandenen Schäden für die 
Volkswirtschaft der Bundesrepubhk Deutschland (Ein- 
kommens- und Vermögensverluste)? 

Kann die Bimdesregierung bestätigen, daß allein für zusätz- 
hche Futtermittelkäufe in Hessen ca. 220 000 DM pro Tag 
ausgegeben werden mußten? 

Wie hoch waren entsprechende Zusatzaufwendungen für 
die gesamte Bundesrepubhk Deutschland? 

Kann die Bundesregierung Schätzungen des bayerischen 
Bauernverbandes bestätigen, nach denen die Schäden für 
Müch- und Gemüsebauern allein in Bayern ca. 200 Milho- 
nen DM betragen? 

Wie hoch sind entsprechende Schäden für die gesamte 
Bundesrepubhk Deutschland zu veranschlagen? 

Kann die Bundesregierung Schätzungen bestätigen, nach 
denen die Verluste für die Lebensmittelbranche einen zwei- 
stelhgen Milhonenbetrag erreichen? 

2. Von welchen mittehristigen Belastungen der Nahrung und 
damit des Menschen durch Cäsium und Strontium geht die 
Bundesregierung aus? 

3. Welche strahlungsbedingte Zunahme von KrebsfäUen 
erwartet die Bimdesregierung in den nächsten zehn Jahren? 

4. Welche zusätzhchen Kosten entstehen aus 
— der Strahlenbelastungsermittlung, 

— Gesundheitseinrichtungen, Katastrophenschutz- 
vorkehnmgen? 

5. Hält die Bundesregierung vor dem Hintergrund möghcher 
mittel- und langfristiger Schäden die im Atomgesetz fest- 
geschriebene Haftungsmaximalsumme von 1 Milharde DM 
für ausreichend? 

Güt eine Haftung auch gegenüber den Krankenkassen? 

Wenn nein, hält die Bundesregierung eine derartige Erwei- 
terung für sinnvoU? 
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6. Wie schätzt die Bundesregierung das Verhältnis von volks- 
wirtschaftlichen Zusatzkosten, die bei einem sofortigen Aus- 
stieg aus der Kernenergie entstehen (Strompreiserhöhung, 
Schadstoffbelastung, Kapitalvernichtungskosten) zu den 
Kosten mögücher Reaktorunfälle bzw. den Kosten von 
weiteren Sicherheitsvorkehrungen ein? 
g) Wie beurteilt die Btmdesregienmg die Beschäftigungseffekte 
des Ausbaus der Atomenergie, wenn berücksichtigt wird, daß 
ein Arbeitsplatz in einem Atomkraftwerk Investitionen in Höhe 
von ca. 20 Millionen DM voraussetzt, ein Arbeitsplatz z. B. im 
Bereich Gebäudeisolienmg dagegen einen Kapitaleinsatz von 
5 000 bis 10000 DM? 

4.2.2 

Wie beurteilt die Bundesregierung die mit der Braunkohlegewin- 
nung verbimdene Landschaftszerstörung und Grundwasser- 
absenkung? 

Kann die Bundesregienmg den dadurch entstandenen volkswirt- 
schaftlichen Schaden beziffern? 

4.3 Energiepolitik 

4.3.1 

a) Um welchen Betrag würden sich die Energieausgaben der 
Bundesrepublik Deutschland verringern, wenn der Wirkungs- 
grad der Energieumwandlung um 10 bis 20 % gegenüber dem 
jetzigen gesteigert werden könnte? 

Mit welchem Investitionsaufwand wären nach den Erkenntnis- 
sen der Bundesregienmg diese Wirkungsgradverbesserungen 
erreichbar? 

b) Kann die Brmdesregienmg Berechnungen bestätigen, nach 
denen der monetäre Wert der als Fernwärme nutzbaren, tat- 
sächhch aber rmgenutzten Abwärme aus Kraftwerken ca. 
5 Milliarden DM pro Jahr beträgt? 

4.3.2 

a) Auf welchen Betrag belaufen sich die Ausgaben der öffent- 
lichen Haushalte seit 1960 

— zur Förderung der Atomenergie, 

— zur Förderung regenerativer Energieträger? 

b) Nach Antwort der Bimdesregierung auf die Große Anfrage des 
Abgeordneten Burgmann und der Fraktion DIE GRÜNEN zur 
umweltfreundlichen Energieversorgung - Drucksache 10/1773 

— beläuft sich das bisher nach § 82 a Einkommensteuer-Durch- 
führungverordnimg begünstigte Investitionsvolumen zur Heiz- 
energieeinsparung auf 2 Milliarden DM. 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die für das Jahr 1982 
hieraus resultierenden Steuermindereinnahmen? 

Wie hoch schätzt sie die entsprechenden Steuerminderein- 
nahmen nach 1982? 
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4.3.3 

Wie beurteilt die Bundesregierung das von Prof. Meyer- Abich und 
Prof. Schefold vorgelegte Modell S (Sonnenenergie/Energieein- 
sparung) gegenüber dem Modell K (Ausbau der Kernenergie) für 
die zukünftige Energiepolitik? 

4.3.4 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ausstiegsmöglichkeit aus 
der Atomenergie angesichts von Pressemeldungen, daß in der 
Bundesrepubhk Deutschland gegenwärtig eine Kraftwerksüb er- 
kapazität von 36 % besteht und auch ohne Atomkraftwerke noch 
eine Reserve von über 17 % verbleibt? 


5. Ernährungsindustrie 

5.1 

Die Emährungsindustrie hat sich zu einem der größten Wirt- 
schaftszweige entwickelt. Rund 90 % der Nahrungsmittel werden 
nach einer industriellen und handwerklichen Bearbeitung ver- 
zehrt. 

5.1.1 

Wie entwickelten sich die Beschäftigtenzahlen in der Ernährungs- 
industrie in den Jahren 1975, 1980, 1985? 

5.1.2 

Wie hoch ist der Wasserverbrauch in diesem Industriezweig? 

5.1.3 

Wie hoch ist der gesamte Energieverbrauch, unterteilt nach Pri- 
märenergie und Endenergie, nach Strom und anderen Energie- 
formen? 

5.1.4 

Wie entwickelte sich der Energieverbrauch bei den einzelnen 
Zweigen in den Jahren 1960, 1970, 1975, 1980 und 1985? 

5.1.5 

Wie hoch ist der Energieverbrauch im Tiefkühlsektor einschheß- 
hch der Haushalte? 

5.1.6 

Wieviel Tonnen Chemikahen werden verarbeitet bzw. verwendet, 
und wie hoch ist der Bedarf z. B. an Formaldehyd, halogenierten 
und chlorierten Kohlenwasserstoffen, Konservierungsmitteln, 
Farbstoffen, Aromen? 

5.1.7 

Welche Zweige der Ernährungsindustrie gehören zu den umwelt- 
problematischen aufgrund Luft-, Boden- und Gewässerbe- 
lastungen? 


Drucksache 1 0/5852 


11 



Drucksache 10/5852 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


5.2 

Welche ökologischen und gesundheithchen Folgekosten ent- 
stehen durch die Produktion, Verarbeitung, Verteilung und den 
Verzehr von 41,9 kg Zucker pro Kopf und Jahr im Jahre 1983 
sowie von 100,6 kg Fleisch und Fleischwaren pro Kopf und Jahr 
im Jahre 1985? 

Bonn, den 15. Juh 1986 

Tatge 

Bueb 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 
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